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(I R 78/06 – BStBl. II 2008 S. 317)

Erstmalige Feststellung des Einlagekontos bei Betrieben gewerblicher Art - Berücksichtigung von Einlagen zum Ausgleich von Verlusten

Orientierungssatz:

Einlagen, die eine Trägerkörperschaft ihrem Betrieb gewerblicher Art ohne eigene Rechts-persönlichkeit unter Geltung des Anrechnungsverfahrens zum Ausgleich von Verlusten zugeführt hat, erhöhen nicht den Anfangsbestand des steuerlichen Einlagekontos.

Rechtsgrundlage:

· EStG 1997 i.d.F. des UntStFG § 4 Abs. 1, § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3, Nr. 10 Buchst. b Sätze 2 und 5, § 43 Abs. 1 Nr. 7c, § 44 Abs. 6 Satz 1

· KStG 1999 i.d.F. des UntStFG § 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 Abs. 1, § 27 Abs. 1, Abs. 2 Sätze 1 und 2, Abs. 7, § 34 Abs. 1 und 2a, § 36 Abs. 7, § 39 Abs. 1

· KStG 1999 a.F. § 30 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=1952
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.   Problemstellung
 Streitig war, ob Einlagen, die eine Trägerkörperschaft unter Geltung des Anrechnungs-verfahrens zum Ausgleich von Verlusten ihrem Betrieb gewerblicher Art (BgA) zugeführt hat, den Anfangsbestand des steuerlichen Einlagekontos erhöhen.
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin, eine Stadt, unterhielt im Streitjahr 2001 einen Bäderbetrieb, der als Betrieb gewerblicher Art (BgA) der Körperschaftsteuer unterliegt. Seit 1990 ermittelte die Kläge-rin die Einkünfte durch Bestandsvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG. Bis zum Jahr 2000 hatten sich Verluste von insgesamt 2.313.341 DM ergeben, die die Klägerin durch Einlagen ausglich.
Bei der Ermittlung des steuerlichen Einlagekontos gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 KStG erhöhte die Klägerin ihr Eigenkapital laut Steuerbilanz zum 31.12.2000 um die in den Jahren 1990 bis 2000 durch Einlagen ausgeglichenen Verluste i.H.v. 2.313.141 DM. Das Finanzamt ermittelte den Bestand des steuerlichen Einlagekontos ohne die in den Vorjahren geleis-teten Einlagen. Die Klage (FG Düsseldorf, Urteil vom 07.09.2006 (15 K 457/05 F - EFG 2007 S. 212) und die Revision hatten keinen Erfolg. Der BFH führte aus:
Das Finanzamt habe zutreffend die unter Geltung des Anrechnungsverfahrens geleisteten, im Eigenkapital aber nicht mehr vorhandenen Einlagen nicht im Anfangsbestand erfasst. Eine ausdrückliche Regelung, wie der Anfangsbestand zu ermitteln sei, fehle für BgA. Da § 27 KStG nur anordne, dass das steuerliche Einlagekonto ausgehend vom Bestand des vorangegangenen Jahres um die jeweiligen Zu- und Abgänge des Wirtschaftsjahres fort-zuschreiben sei, sei nach dem Gesetzeswortlaut von einem Anfangsbestand von 0 DM aus-zugehen.
Allerdings lege die Finanzverwaltung im Einklang mit Teilen der Literatur nicht einen Anfangsbestand von 0 DM zu Grunde, sondern das im Zeitpunkt des Systemwechsels noch vorhandene Eigenkapital, soweit es das Nennkapital oder eine vergleichbare Kapitalgröße übersteige. Eine über den Wortlaut des Gesetzes hinausgehende Erfassung auch solcher Ei-genkapitalanteile, die bereits vor dem Systemwechsel durch Verluste vernichtet wurden, sei jedoch nicht geboten. Denn die Erhöhung des steuerlichen Einlagekontos um diese Ein-lagen minderte den ausschüttbaren Gewinn i.S.d. § 27 Abs. 1 Sätze 3 und 4 KStG, so dass statt Einkünften aus Kapitalvermögen Rückzahlungen von Einlagen vorlägen. Das mit der Einführung von § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. 10b EStG verfolgte Ziel, alle unter Geltung des Halbeinkünfteverfahrens erzielten Gewinne, soweit sie nicht einer Kapitalrücklage zuge-führt werden, aus Gründen der Wettbewerbsneutralität zusätzlich einer Kapitalertragsteuer von 10% zu unterziehen, würde damit verfehlt. Einlagen, die unter Geltung des Anrech-nungsverfahrens ebenso wie die Rückzahlung von Einlagen keine steuerrechtlichen Aus-wirkungen haben sollten, würden nachträglich wie steuerrelevante Einlagen unter Geltung des neuen Rechts behandelt und führten zu einer systemwidrigen Freistellung von bereits unter Geltung des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG vom BgA erzielten Gewinnen.
C.   Kontext der Entscheidung

BgA unterlagen unter Geltung des Anrechnungsverfahrens einer definitiven steuerlichen Belastung von zuletzt 40 v.H. Seit der Einführung des Halbeinkünfteverfahrens und der damit einhergehenden Absenkung des Körperschaftsteuersatzes auf 25 v.H. werden die vom BgA erzielten Gewinne zusätzlich mit einer Kapitalertragsteuer von 10 v.H. belastet, sofern sie der Trägerkörperschaft zur Verwendung in ihrem hoheitlichen Bereich zur Ver-fügung stehen. Hierdurch sollen die im BgA erzielten Gewinne einer vergleichbaren Be-steuerung unterworfen werden, wie ausgeschüttete Gewinne von Kapitalgesellschaften. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG fingiert zu diesem Zweck eine Ausschüttung des BgA oh-ne eigene Rechtspersönlichkeit an seine Trägerkörperschaft.
Damit steuerpflichtige Gewinnausschüttungen von der steuerfreien Einlagenrückgewähr abgegrenzt werden können, haben BgA ohne eigene Rechtspersönlichkeit - von bestimm-ten Kleinstbetrieben abgesehen - ebenso wie Kapitalgesellschaften ein steuerliches Ein-lagekonto zu führen.
Das Gesetz enthält keine Regelung, wie der Anfangsbestand des steuerlichen Einlagekon-tos bei BgA ermittelt wird. Die für Kapitalgesellschaften geltende Regelung, die auf das zuletzt festgestellte Eigenkapital nach § 30 Abs. 2 Nr. 4 KStG a.F. (EK 04) abstellt, gilt nicht für BgA, da diese unter Geltung des Anrechnungsverfahrens über kein gegliedertes Eigenkapital verfügten. Auch § 27 KStG enthält keine Regelung, wie der Anfangsbestand des steuerlichen Einlagekontos zu ermitteln ist. Nach § 27 Abs. 1 Satz 2 KStG sind nur Zu- und Abgänge des einzelnen Wirtschaftsjahres, nicht dagegen solche aus früheren Wirt-schaftsjahren zu berücksichtigen, so dass bei wortgetreuer Auslegung ausschließlich die Zu- und Abgänge im ersten Jahr des Halbeinkünfteverfahrens zu berücksichtigen sind.
Die Finanzverwaltung wendet aber § 30 Abs. 3 KStG a.F. analog an und setzt als Anfangs-bestand das zum Zeitpunkt des Systemwechsels vorhandene Eigenkapital an, soweit es das Nennkapital oder eine vergleichbare Kapitalgröße überschreitet. Einlagen, die zum Zeit-punkt des Systemwechsels durch Verluste bereits verbraucht waren, werden hingegen nicht berücksichtigt.
Würden auch Einlagen erfasst, die im Eigenkapital nicht mehr vorhanden sind, führte dies dazu, dass in Höhe dieser Einlagen zunächst keine Einkünfte aus Kapitalvermögen anfie-len, weil insoweit Beträge aus dem steuerlichen Einlagenkonto als verwendet gälten (§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst b i.V.m. Nr. 1 Satz 3 EStG, § 27 Abs. 1 Sätze 3 und 4 KStG).
D.   Auswirkungen für die Praxis

Der BFH folgt der Auffassung, dass als Anfangsbestand des Einlagekontos bei BgA ohne eigene Rechtspersönlichkeit nur das vorhandene Eigenkapital, soweit es das Nennkapital oder eine vergleichbare Kapitalgröße übersteigt, anzusetzen ist. Die unter Geltung des Halbeinkünfteverfahrens erzielten Gewinne der BgA führen daher, soweit sie nicht in die Rücklagen gestellt werden, zu Einkünften aus Kapitalvermögen.
►   Autor und Fundstelle:
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